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IV

(Informationen)

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN 
STELLEN DER EUROPÄISCHEN UNION

EUROPÄISCHE KOMMISSION

BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 27. Oktober 2021

zur Einrichtung der Expertengruppe „Plattform für das Thema Behinderungen“ 

(2021/C 457 I/01)

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Im Einklang mit Artikel 10 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union zielt die Union bei der 
Festlegung und Durchführung ihrer Politik und ihrer Maßnahmen darauf ab, Diskriminierungen unter anderem aus 
Gründen einer Behinderung zu bekämpfen. Im Einklang mit Artikel 19 kann der Rat gemäß einem besonderen 
Gesetzgebungsverfahren und nach Zustimmung des Europäischen Parlaments einstimmig geeignete Vorkehrungen 
treffen, um Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder 
der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu bekämpfen.

(2) Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über den Schutz und die Förderung der Rechte und der Würde von 
Menschen mit Behinderungen (1) (im Folgenden „Übereinkommen“) trat am 23. Januar 2011 in Kraft und ist für die 
Organe der Union und ihre Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten bindend.

(3) Im Einklang mit der Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Union der Gleichheit: Strategie für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen 2021–2030“ (2) (im Folgenden „Strategie für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen“) soll die Kommission sich den Sachverstand von Fachleuten im Rahmen eines beratenden 
Gremiums – der „Plattform für das Thema Behinderungen“ – zunutze machen.

(4) Daher ist es erforderlich, eine Expertengruppe für das Thema Behinderungen einzusetzen und ihre Aufgaben und 
ihre Struktur im Einklang mit dem Beschluss C(2016) 3301 final der Kommission (3) (im Folgenden „horizontale 
Bestimmungen“) festzulegen.

(5) Die Plattform für das Thema Behinderungen sollte die Zusammenarbeit zwischen der Kommission und den 
Mitgliedstaaten bei der Umsetzung Strategie für die Rechte von Menschen mit Behinderungen unter vollständiger 
Achtung ihrer jeweiligen Zuständigkeiten erleichtern. Sie sollte ein Forum zur Erörterung einschlägiger politischer 
Entwicklungen in diesem Bereich bieten, unter anderem für den Austausch bewährter Verfahren, und die 
Vielschichtigkeit des Themas widerspiegeln.

(1) ABl. L 23 vom 27.1.2010, S. 35.
(2) COM(2021) 101 final.
(3) Beschluss C(2016) 3301 final der Kommission vom 30. Mai 2016 zur Festlegung horizontaler Bestimmungen über die Einsetzung und 

Arbeitsweise von Expertengruppen der Kommission.
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(6) Die Plattform für das Thema Behinderungen sollte sich aus hochrangigen Vertreterinnen und Vertretern etablierter 
Anlaufstellen in den nationalen Verwaltungen für Fragen im Zusammenhang mit der Umsetzung des 
Übereinkommens zusammensetzen. Auch Expertinnen und Experten von auf EU-Ebene tätigen Organisationen der 
Zivilgesellschaft, die Menschen mit Behinderungen vertreten, von anderen einschlägigen Organisationen der 
Zivilgesellschaft sowie von Anbietern von Dienstleistungen für Menschen mit Behinderungen sollten an den 
Arbeiten der Plattform beteiligt werden.

(7) Es sollten Regeln für die Offenlegung von Informationen durch die Mitglieder der Plattform für das Thema 
Behinderungen festgelegt werden.

(8) Personenbezogene Daten sollten auf der Grundlage der Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (4) verarbeitet werden —

BESCHLIEßT:

Artikel 1

Gegenstand

Hiermit wird die Expertengruppe mit der Bezeichnung „Plattform für das Thema Behinderungen“ (im Folgenden 
„Plattform“) eingesetzt.

Artikel 2

Aufgaben (5)

Die Aufgaben der Plattform sind:

a) Unterstützung der Umsetzung der Strategie für die Rechte von Menschen mit Behinderungen sowie der nationalen 
Strategien, Pläne oder Maßnahmen zugunsten von Menschen mit Behinderungen;

b) Förderung der Zusammenarbeit zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten in Angelegenheiten im 
Zusammenhang mit der Umsetzung des Übereinkommens;

c) Unterstützung der Kommission bei der Ausarbeitung politischer Initiativen oder legislativer Vorschläge zugunsten von 
Menschen mit Behinderungen;

d) Aufbau einer Zusammenarbeit und Koordinierung zwischen der Kommission, den Mitgliedstaaten und 
Interessenträgern bei Fragen im Zusammenhang mit der Umsetzung der Rechtsvorschriften, Programme und 
Maßnahmen der Union zugunsten von Menschen mit Behinderungen;

e) Austausch über Erfahrungen und bewährte Verfahren in dem Bereich.

Artikel 3

Konsultation

Die Kommission kann die Plattform in allen Fragen im Zusammenhang mit der Entwicklung von Strategien und Rechtsvor­
schriften der Union zur Umsetzung der Strategie für die Rechte von Menschen mit Behinderungen und des 
Übereinkommens konsultieren.

Artikel 4

Zusammensetzung

(1) Mitglieder der Gruppe sind die als Anlaufstellen für die Umsetzung des Übereinkommens benannten Behörden der 
Mitgliedstaaten, auf EU-Ebene tätige Organisationen der Zivilgesellschaft, die Menschen mit Behinderungen vertreten, 
andere einschlägige Organisationen der Zivilgesellschaft sowie Anbieter von Dienstleistungen für Menschen mit 
Behinderungen.

(4) Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABl. L 295 vom 
21.11.2018, S. 39).

(5) Diese Liste kann bei Bedarf im Einklang mit den horizontalen Bestimmungen angepasst werden.
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(2) Die Mitglieder benennen ihre Vertreterinnen bzw. Vertreter (jeweils eine hochrangige Person als Vertretung und eine 
weitere Person als Stellvertretung) und sind dafür verantwortlich, dass ihre Vertreterinnen bzw. Vertreter über ein hohes 
Niveau an Sachkenntnis verfügen.

(3) Mitgliedsorganisationen, die nicht mehr in der Lage sind, einen wirksamen Beitrag zu den Beratungen der Gruppe zu 
leisten, die nach Auffassung der Generaldirektion Beschäftigung, Soziales und Integration der Kommission (GD EMPL) die 
Bedingungen von Artikel 339 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union nicht erfüllen, oder die 
zurücktreten, werden nicht mehr zu Sitzungen der Plattform eingeladen und können für die verbleibende Dauer ihres 
Mandats ersetzt werden.

Artikel 5

Auswahl der Mitglieder der Plattform

(1) Die Behörden der Mitgliedstaaten werden auf direkte Aufforderung ernannt.

(2) Die Auswahl der in Artikel 4 Absatz 1 genannten Mitgliedsorganisationen der Plattform erfolgt über eine öffentliche 
Aufforderung zur Einreichung von Bewerbungen, die im Register der Expertengruppen der Kommission und anderer 
ähnlicher Gremien (im Folgenden „Register der Expertengruppen“) veröffentlicht wird. Außerdem kann die Aufforderung 
zur Einreichung von Bewerbungen auf anderem Wege, auch auf einschlägigen Websites (6), veröffentlicht werden. In der 
Aufforderung zur Einreichung von Bewerbungen werden die Auswahlkriterien, einschließlich des erforderlichen 
Fachwissens und der zu vertretenden Interessen in Bezug auf die auszuführende Arbeit, sowie die Dauer des Mandats klar 
angegeben. Die Bewerbungsfrist beträgt mindestens vier Wochen.

(3) Die Mitgliedsorganisationen werden von der Generaldirektorin bzw. vom Generaldirektor der GD EMPL aus einem 
Kreis von Bewerberorganisationen ernannt, die über Fachkompetenz in den in Artikel 2 und Artikel 3 genannten 
Bereichen verfügen und auf die Aufforderung zur Einreichung von Bewerbungen reagiert haben. Sie bleiben im Amt, bis 
sie abgelöst werden oder ihr Mandat endet. Ihr Mandat kann verlängert werden.

(4) Organisationen können nur zu Mitgliedern der Gruppe ernannt werden, wenn sie im Transparenz-Register 
eingetragen sind.

Artikel 6

Vorsitz

Den Vorsitz in der Gruppe führt eine Vertreterin oder ein Vertreter der GD EMPL.

Artikel 7

Arbeitsweise

(1) Die Plattform wird auf Ersuchen der GD EMPL im Einklang mit den horizontalen Bestimmungen (7) tätig.

(2) Die Sitzungen der Plattform finden grundsätzlich in den Räumlichkeiten der Kommission oder online statt.

(3) Die GD EMPL nimmt die Sekretariatsgeschäfte wahr. An den Arbeiten interessierte Kommissionsbedienstete aus 
anderen Dienststellen können an den Sitzungen der Plattform und ihrer Untergruppen teilnehmen.

(4) Im Einvernehmen mit der GD EMPL kann die Plattform mit einfacher Mehrheit ihrer Mitglieder beschließen, dass die 
Beratungen öffentlich abgehalten werden.

(5) Die Protokolle über die Erörterungen der einzelnen Tagesordnungspunkte und die Stellungnahmen der Plattform 
müssen aussagekräftig und vollständig sein. Sie werden vom Sekretariat unter der Verantwortung des Vorsitzes erstellt.

(6) https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1137&langId=de
(7) Siehe Artikel 13 Absatz 1 der horizontalen Bestimmungen.
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(6) Die Plattform nimmt ihre Stellungnahmen, Empfehlungen und Berichte einvernehmlich an. Bei Abstimmungen wird 
mit einfacher Mehrheit der Mitglieder entschieden. Mitglieder, die eine Gegenstimme abgegeben oder sich enthalten haben, 
können verlangen, dass den Stellungnahmen, Empfehlungen oder Berichten eine Zusammenfassung der Gründe für ihren 
Standpunkt beigefügt wird.

Artikel 8

Untergruppen

(1) Zur Prüfung spezifischer Fragen kann die GD EMPL Untergruppen einsetzen und deren Mandat festlegen. 
Untergruppen handeln im Einklang mit den horizontalen Bestimmungen und erstatten der Plattform Bericht. Sie werden 
nach Erfüllung ihres Mandats aufgelöst.

(2) Die Mitglieder von Untergruppen, die nicht Mitglieder der Plattform sind, werden über eine öffentliche Aufforderung 
zur Einreichung von Bewerbungen in Einklang mit Artikel 5 und den horizontalen Bestimmungen (8) ausgewählt.

Artikel 9

Geladene Experten

Die GD EMPL kann Expertinnen und Experten mit spezifischem Fachwissen zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt ad 
hoc zu den Arbeiten der Plattform oder ihrer Untergruppen hinzuziehen.

Artikel 10

Beobachter

(1) Personen, die ad personam handeln, Organisationen der Zivilgesellschaft und öffentlichen Einrichtungen, die keine 
Behörden der Mitgliedstaaten sind, auch aus Kandidatenländern, Island, Liechtenstein und Norwegen, kann nach Maßgabe 
der horizontalen Bestimmungen auf direkte Einladung Beobachterstatus gewährt werden.

(2) Organisationen und öffentliche Einrichtungen mit Beobachterstatus benennen ihre Vertreterinnen bzw. Vertreter.

(3) Der Vorsitz kann den Beobachtern und ihren Vertreterinnen bzw. ihren Vertretern gestatten, an den Erörterungen 
der Plattform teilzunehmen und Fachwissen einzubringen. Sie haben jedoch kein Stimmrecht und nehmen nicht an der 
Formulierung von Empfehlungen oder Ratschlägen der Plattform oder ihrer Untergruppen teil.

Artikel 11

Geschäftsordnung

Die Plattform nimmt auf Vorschlag von und im Einvernehmen mit der GD EMPL mit einfacher Mehrheit ihrer Mitglieder 
und im Einklang mit den horizontalen Bestimmungen (9) eine Geschäftsordnung auf der Grundlage der Standardge­
schäftsordnung für Expertengruppen an.

Artikel 12

Berufsgeheimnis und Umgang mit Verschlusssachen

Die Mitglieder der Plattform und ihre Vertreterinnen bzw. ihre Vertreter sowie eingeladene Expertinnen und Experten sowie 
Beobachterinnen und Beobachter unterliegen dem Berufsgeheimnis, das kraft der Verträge und deren Durchführungsbe­
stimmungen für alle Mitglieder der Organe und ihre Bedienstete gilt, sowie den Sicherheitsvorschriften der Kommission 
zum Schutz von EU-Verschlusssachen, festgelegt in den Kommissionsbeschlüssen (EU, Euratom) 2015/443 (10)
und 2015/444 (11). Sollten sie diese Verpflichtungen nicht einhalten, kann die Kommission entsprechende Maßnahmen 
treffen.

(8) Siehe Artikel 10 und Artikel 14 Absatz 2 der horizontalen Bestimmungen.
(9) Siehe Artikel 17 der horizontalen Bestimmungen.
(10) Beschluss (EU, Euratom) 2015/443 der Kommission vom 13. März 2015 über Sicherheit in der Kommission (ABl. L 72 vom 

17.3.2015, S. 41).
(11) Beschluss (EU, Euratom) 2015/444 der Kommission vom 13. März 2015 über die Sicherheitsvorschriften für den Schutz von 

EU-Verschlusssachen (ABl. L 72 vom 17.3.2015, S. 53).
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Artikel 13

Transparenz (12)

(1) Die Plattform und ihre Untergruppen werden im Register der Expertengruppen erfasst.

(2) In Bezug auf die Zusammensetzung der Plattform und ihrer Untergruppen werden die folgenden Angaben im 
Register der Expertengruppen veröffentlicht:

— die Bezeichnungen der Behörden der Mitgliedstaaten;

— die Bezeichnungen der Mitgliedsorganisationen;

— die Namen der Beobachter, einschließlich der Bezeichnung der Behörden von Drittländern.

(3) Alle einschlägigen Unterlagen (wie Tagesordnungen, Sitzungsprotokolle und Teilnehmerbeiträge) werden entweder 
im Register der Expertengruppen oder über einen Link veröffentlicht, der vom Register aus zu einer einschlägigen Website 
führt, welcher die Informationen zu entnehmen sind. Der Zugang zu solchen Websites darf weder eine Anmeldung als 
Nutzer erfordern noch anderen Beschränkungen unterliegen. Insbesondere gilt, dass die Tagesordnung und sonstige 
relevante Hintergrunddokumente rechtzeitig vor der Sitzung und die Protokolle zeitnah nach der Sitzung veröffentlicht 
werden. Ausnahmen von der Veröffentlichung sind nur zulässig, wenn davon auszugehen ist, dass durch die Offenlegung 
eines Dokuments der Schutz öffentlicher oder privater Interessen nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 (13)
beeinträchtigt würde.

Artikel 14

Sitzungskosten

(1) Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den Arbeiten der Plattform und ihrer Untergruppen erhalten für ihre 
Tätigkeit keine Vergütung.

(2) Die für die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den Tätigkeiten der Plattform und der Untergruppen anfallenden 
Reise- und Aufenthaltskosten werden von der Kommission erstattet. Kostenerstattungen erfolgen nach den geltenden 
Bestimmungen der Kommission und nach Maßgabe der Mittel, die den Dienststellen der Kommission im Rahmen des 
jährlichen Verfahrens für die Mittelzuweisung zur Verfügung stehen.

Artikel 15

Geltungsdauer

Dieser Beschluss gilt bis zum 31. Dezember 2030.

Brüssel, den 27. Oktober 2021

Für die Kommission
Helena DALLI

Mitglied der Kommission

(12) Personen, die nicht möchten, dass ihr Name offengelegt wird, können bei der zuständigen Generaldirektion einen Antrag auf Befreiung 
von dieser Vorschrift stellen. Eine Ausnahme wird gewährt, wenn diese aus rechtmäßigen triftigen Gründen in Bezug auf die 
besondere Situation der Person begründet ist, insbesondere wenn die Offenlegung des Namens der betroffenen Person ihre Sicherheit 
oder Integrität gefährden könnte.

(13) Durch diese Ausnahmen sollen die öffentliche Sicherheit, militärische Belange, internationale Beziehungen, die Finanz-, Währungs- 
oder Wirtschaftspolitik, die Privatsphäre und die Integrität des Einzelnen, geschäftliche Interessen, Gerichtsverfahren und 
Rechtsberatung, Inspektions-, Untersuchungs- und Audittätigkeiten sowie das Beschlussfassungsverfahren des Organs geschützt 
werden.
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